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Vorwort der Herausgeber

Der hier vorgelegte Band führt die von Erich Matthias begründete, dann von 
Klaus Schönhoven und Hermann Weber betreute Edition der »Quellen zur 
Geschichte der deutschen Gewerkschaftsbewegung im 20. Jahrhundert« fort. 
Zeitlich schließt er direkt an Band 13 an, in dem – bearbeitet von Wolther 
von Kieseritzky – zentrale Dokumente zur Entwicklung des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes (DGB) in den Jahren von 1964 bis 1969 präsentiert  
wurden.

Mit dem Bundeskongress des DGB und der Wahl Heinz Oskar Vetters zum 
Vorsitzenden im Mai 1969 begann eine von hohen Erwartungen und Hoff-
nungen begleitete Phase der Gewerkschaftspolitik: Für einige Jahre sah es 
so aus, als könnten die Gewerkschaften den sozialen Wandel von der In-
dustrie- zur Dienstleistungsgesellschaft und die Herausbildung einer sozial- 
liberal geprägten politischen Öffentlichkeit für die Stärkung ihrer Organisa-
tionskraft und zudem für die Realisierung ihrer programmatisch-politischen 
Zielvorstellungen nutzen. Im Aufbruch-Klima Ende der 1960er Jahre setzten 
die Gewerkschaften darauf, mit Hilfe der SPD, die seit September 1969 mit 
Willy Brandt den Bundeskanzler stellte, ihre zentralen politischen Forde-
rungen erfüllen zu können: Profilierte Gewerkschafter traten als Minister in 
die Bundesregierung ein. Willy Brandts Regierungserklärung, nach der die 
neue Regierung »mehr Demokratie wagen« wollte, schien den Gewerkschaf-
ten die baldige gesetzliche Verankerung ihrer Mitbestimmungsforderungen 
zu verbürgen.

Mit einem Feuerwerk an Reformprogrammen beteiligte sich der DGB an 
den Debatten der ersten Jahre der Regierungszeit der sozial-liberalen Koa-
lition. Das Spektrum der Themen reichte von der Ausbildungsreform unter 
Einschluss der Hochschulen über die Modernisierung des Ehe- und Schei-
dungsrechts bis hin zur Übertragung der paritätischen Mitbestimmung nach 
dem Montan-Modell auf alle Großunternehmen. Außerdem bemühten sich 
die Gewerkschaften unter der Führung des DGB in allen Fragen des inner- 
deutschen Dialogs, speziell mit dem Freien Deutschen Gewerkschaftsbund, 
sowie mit ihren bilateralen »Ost-Kontakten« um die flankierende Unterstüt-
zung der Neuen Ostpolitik. Die komplizierte Gratwanderung zwischen Aus-
loten von Kooperationsmöglichkeiten einerseits und deutlicher politischer 
Abgrenzung andererseits zeigte sich nicht nur im Verhältnis des DGB und 
seiner Gewerkschaften zu den Gewerkschaften in Ost-Mittel-Europa, son-
dern kennzeichnete auch die DGB-Politik in den Gremien internationaler 
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Gewerkschaftsverbände, wenn es etwa um die Aufnahme von (kommunis-
tischen) Richtungsgewerkschaften nicht zum »Ostblock« gehörender Staaten 
ging.

Wer glaubte, es werde in der »Ära Vetter« zu einem engen Schulterschluss 
zwischen der von der SPD angeführten Bundesregierung und den Gewerk-
schaften des DGB kommen, sah sich getäuscht. Allzu deutlich blieb schon 
in den ersten Jahren der sozial-liberalen Regierungszeit die politische Um-
setzung der gewerkschaftlichen Vorstellungen hinter den programmatischen 
Forderungen zurück: Die Entwicklung der »Konzertierten Aktion« sowie 
vor allem dann die Verzögerung und schließlich das Ergebnis der Mitbestim-
mungs-Gesetzgebung sorgten für Enttäuschung bei den Gewerkschaften. So 
markierte der Wechsel vom »Reform-Kanzler« Willy Brandt zum »Macher« 
Helmut Schmidt 1974 das Ende der »Reform-Euphorie«; die sich bereits 
zu dieser Zeit zeigenden neuen wirtschaftlichen und politischen Herausfor-
derungen sollten dann die 1975 beginnende zweite »Amtszeit« Vetters als 
DGB-Vorsitzender prägen.

Die Edition zur Politik des DGB 1969 bis 1975 ermöglicht tiefe Einblicke in 
den Prozess der Meinungs- und Willensbildung auf höchster Gewerkschaft-
sebene. Dabei ging es nicht nur um Entscheidungen zur Anpassung der Ge-
werkschaftsorganisation an den sozialen und politischen Wandel, dem die 
Gewerkschaften mit dem Ausbau der Zielgruppenarbeit und mit der Straf-
fung der Organisation begegneten; sondern die Gewerkschaften schalteten 
sich aktiv in die politischen Debatten ein, die – denkt man an das Verhältnis 
zur SPD – mit überraschender Schärfe ausgetragen wurden. Dabei zeigten 
sich nicht nur die Konfliktlinien innerhalb der Gewerkschaftsbewegung, etwa 
zwischen den Vertretern der IG Bau – Steine – Erden und denen der IG Me-
tall; deutlich wird vielmehr, dass die Gewerkschaften die Regierungspolitik 
durchweg kritisch bis skeptisch begleitet haben. Bei aller Nähe zur regie-
renden Sozialdemokratie spiegeln die Beratungen in den Führungsgremien 
des DGB Selbstverständnis und Funktion der Gewerkschaften, die auch in 
dieser Phase hoher politischer Aktivität nicht zum »Transmissionsriemen« 
der Sozialdemokratie, schon gar nicht der sozial-liberalen Koalitionsregie-
rung, in die Arbeitnehmerschaft und in die Betriebe hinein wurden.

Dieser Band wäre ohne die Finanzierung durch Drittmittel nicht zustande 
gekommen. Wir danken der Friedrich-Ebert-Stiftung, die die Erstellung der 
Edition und – zusammen mit der Hans-Böckler-Stiftung – den Druck dieses 
Werks ermöglicht hat. Und wir danken dem Verlag J.H.W. Dietz Nachf., vor 
allem Frau Hilde Holtkamp und ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, für 
die sorgfältige Betreuung der Edition während der Drucklegung.

Bonn, im Sommer 2013

Dieter Dowe          Anja Kruke          Michael Schneider
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8. Verschiedenes

a) Kollege Vetter verliest die Erklärung des Parteipräsidiums der SPD zum 
Rücktritt von Bundeskanzler Willy Brandt. Er berichtet über die aktuelle 
Situation.13

b) Kollege Vetter informiert den Bundesvorstand über Einzelheiten der am 
Nachmittag stattfindenden Mitbestimmungskundgebung des DGB.14

Ende der Sitzung: 12.40 Uhr

Dokument 106

18. Mai 1974: Gespräch des DGB-Bundesvorstandes mit 
Bundeskanzler Helmut Schmidt
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Teilnehmer:
GBV: Vetter, Muhr, Weber, Heiß, Neemann, Schmidt, Stephan, Schwan
Landesbezirksvorsitzende: Drescher, Erlewein, Lehlbach, Wagner, Sierks
Vorstandsverwaltung: Otto, Becker, Fritze
Bundesvorstand: Loderer, Schwiedel, Sprenger, Vater, Buschmann, Stadel-
maier, Mirkes, Hauenschild, Sperner, A. Schmidt, Seibert, Breit, Vietheer
Bundeskanzler Schmidt, Staatssekretärin Schlei, Persönlicher Referent, Pres-
sesprecher Grünewald, Bundesminister Genscher (ab 12.30 Uhr)

Beginn 11.15 Uhr

Bundeskanzler Schmidt begrüßt einleitend die Mitglieder des Bundesvor-
standes, die der in Abstimmung mit Kollegen Heinz O. Vetter ausgespro-
chenen Einladung zur Aussprache nach Bonn gefolgt sind.2 Bundesminister 

13 Vgl. Telex Günter Königs an Heinz O. Vetter vom 6.5.1974, 08.15 Uhr, mit der Erklärung des 
SPD-Bundesgeschäftsführers Holger Börner zum Rücktrittsgesuch Willy Brandts sowie Er-
klärung des Präsidiums vom 7.5.1974, 10.30 Uhr, in: DGB-Archiv, DG-BV, Abt. Vorsitzender 
5/DGAI000484. Den Wortlaut der Erklärung siehe SPD Pressemitteilungen und Informa-
tionen, 7.5.1974, Nr. 208. Zum Kanzlerrücktritt siehe auch: Faulenbach: Das sozialdemo-
kratische Jahrzehnt, S. 398 ff.; Soell: Schmidt, S. 319 ff.; Willy Brandt. Berlin Ausgabe Bd. 5, 
bearb. von Karsten Rudolph, Bonn 2002, S. 132 ff. und Merseburger: Brandt, S. 720–738.

14 Zur DGB-Kundgebung in Essen und deren Ablauf siehe WdA 24, 10.5.1974, Nr. 19.
1 Im Aktenbestand des Depositum Helmut Schmidt im AdsD sind keine Dokumente zu diesem 

Gespräch überliefert.
2 In dem Schreiben – »persönlich  /  vertraulich« – Heinz O. Vetters an die Bundesvorstandsmit-

glieder vom 10.5.1974 teilte er mit, dass der Bundesfinanzminister Helmut Schmidt in einem 
Gespräch am 10.5.1974 ausdrücklich den Wunsch geäußert habe, sich nach seiner Wahl zum 
Bundeskanzler am 18.5.1974 demonstrativ mit den Gewerkschaften zu treffen. DGB-Archiv, 
DGB-BV, Abt. Vorsitzender 5/DGAI000484.
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Genscher ist wegen einer diplomatischen Verpflichtung entschuldigt und wird 
erst später zur Aussprache kommen können. Schmidt geht auf die Gründe für 
die Regierungskrise der letzten Wochen ein und erläutert die Schwierigkeiten 
der sozial-liberalen Koalition. Er betont, daß Willy Brandt einen wichtigen 
Beitrag zur Lösung der Krise geleistet hat, und unterstreicht, daß auch das 
jetzt gebildete Kabinett, dem zahlreiche Gewerkschafter angehören, kein Ge-
werkschaftskabinett sein kann und daß man den Vorwurf, die Bundesrepu-
blik werde zu einem Gewerkschaftsstaat, entschieden zurückweisen müsse.3 
Die große Zahl der Gewerkschaftsvertreter möchte Schmidt jedoch nicht als 
einen Zufall, sondern als die feste Absicht zur Verbesserung des Verhältnisses 
auch zum Deutschen Gewerkschaftsbund verstanden wissen. Es solle deut-
lich werden, daß er, Schmidt, sich große Mühe gebe, dies gilt auch für die Mit-
glieder seines Kabinetts, deutlich zu machen, daß die Arbeitnehmerschaft, der 
Kern dieser Gesellschaft, durch angemessene personelle Berücksichtigung 
Beachtung findet. Schmidt weist darauf hin, daß selbstverständlich auch die 
Gewerkschafter in ihren neuen Funktionen möglicherweise anders denken 
und handeln müssen, als sie es als Gewerkschafter in ihren alten Funktionen 
möglicherweise getan hätten. Schmidt geht dann auf die Schwerpunkte sei-
ner Regierungserklärung ein und erläutert die einzelnen Programmpunkte 
Steuerreform und Kindergeld, Mitbestimmung, Bodenrecht, Umweltschutz 
und berufliche Bildung.4 Zur Frage der Mitbestimmung erklärt Schmidt, daß 
hier das vom früheren Bundeskabinett vorgelegte Konzept im Bundestag zu 
beraten sei und daß er davon ausgehe und die Hoffnung habe, daß Verbesse-
rungen noch angebracht werden können. Schmidt weist darauf hin, daß 1976 
nur dann ein neues Kabinett gebildet werde, dem ebenfalls zahlreiche Ge-
werkschafter angehören, wenn die Gewerkschaften sich dazu bereitfinden, 
den ihnen zukommenden Teil mitzutragen. Schmidt vertritt die Auffassung, 
daß in der Vergangenheit eine mangelhafte Berichterstattung über die Erfolge 
der Bundesregierung erfolgt ist. Der Kanzler betont, daß er eine kritische 
Begleitung seiner Arbeit durch die Gewerkschaften sehr wohl zu schätzen 
wisse, er möchte jedoch betonen, daß ebenfalls Erfolge angemessen darge-
stellt werden. Erhebliche Sorgen bereiten dem Kanzler die gegenwärtig zu 
verzeichnenden Preisexplosionen, die kaum zu verkraften seien.5 Bestimmte 
Preissteigerungen seien unabweislich und durch die weltwirtschaftliche Ver-

3 Neben den ehemaligen Gewerkschaftsvorsitzenden der IGBE, Walter Arendt und der BSE, 
Georg Leber, dem ehemaligen zweiten Vorsitzenden der Postgewerkschaft, Kurt Gscheidle, 
sowie dem Hauptvorstandsmitglied der IGM, Hans Matthöfer, waren alle sozialdemokra-
tischen Kabinettsmitglieder, einschließlich deren Staatssekretäre, Mitglied einer DGB- 
Gewerkschaft.

4 Siehe Regierungserklärung Helmut Schmidts in der 100. Sitzung des Bundestages, in: Ver-
handlungen des Deutschen Bundestages. 7. Wahlperiode, Bd. 88, Bonn 1974, S. 6593–6605, 
auch abgedr. in: Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung, 18.5.1974, 
Nr. 60, S. 593–604.

5 Die Inflationsrate der Bundesrepublik Deutschland stieg von 1,9 % (1969) über 5,5 % (1972) 
auf 6,9 bzw. 7,0 % (1973/74); danach ging der Preisanstieg zurück. Vgl. Schneider: Kleine 
Geschichte, S. 364. Zur Beschleunigung des Preisauftriebs 1974 in der Bundesrepublik siehe 
u. a.: Handelsblatt, 13.5.1974 sowie Pressemeldungen der Deutschen Bundesbank zum Preis-
anstieg und zur wirtschaftlichen Entwicklung 1974, in: Kölner Stadt-Anzeiger, 16.4.1974.
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flechtung bedingt. Schmidt betont und bittet um Vertraulichkeit, daß die 
Bundesregierung ausgearbeitete Pläne zur Sicherung der Beschäftigungsla-
ge im Falle einer internationalen krisenhaften Entwicklung und eines un-
angemessenen Preisauftriebes besitzt. Von diesen Plänen könne jedoch nur 
im Falle einer ernsthaften Gefährdung durch außenwirtschaftliche Verflech-
tungen Gebrauch gemacht werden. Schmidt verweist darauf, daß die gegen-
wärtige Konjunkturausgleichsrücklage einen Gesamtbetrag von 9 Milliarden 
DM ausmache, der ggf. konjunkturpolitisch verwandt werden könne. Ohne 
Zweifel stünden im Bewußtsein der Bevölkerung die Preise im Vordergrund 
des allgemeinen Interesses. Mit dieser Hypothek im Nacken müsse man an 
die Aufgaben der nächsten Zeit herangehen. In seinen Ausführungen zur 
Bildungspolitik spricht sich der Kanzler für Kürzungen im Hochschulbereich 
aus, wo man sich bisher goldene Nasen verdient habe. Die Mitglieder des 
Bundesvorstandes stimmen ihm in der Beurteilung zu, daß eine Umstellung 
der Studienförderung auf Darlehen ein Mittel zur Verbesserung der gegen-
wärtigen Situation sein könne. Von der geplanten Steuerreform erwartet der 
Kanzler eine 4%ige Nettoeinkommensverbesserung für die Bezieher kleiner, 
mittlerer Einkommen. Insgesamt bedeutet die Reform der Lohnsteuer und 
des Kindergeldes einen Gesamtaufwand von ca. 12 Milliarden DM zugunsten 
dieser Arbeitnehmerschichten. Gerade die Steuerreform stelle einen wich-
tigen Beitrag zur Verbesserung der materiellen Situation der Arbeitnehmer 
dar.

Kollege Vetter dankt für die Einladung zur Aussprache und bittet die Teilneh-
mer auf das Wohl des neuen Kanzlers zu trinken. Der Vorsitzende erklärt, 
daß er in der Regierungserklärung ein Stimmungsbild der Gesellschaft wie-
derfindet, und greift das Stichwort Gewerkschaftsstaat im Gegensatz zum 
Unternehmerstaat auf. Er betont, daß in keinem Falle von den Gewerkschaf-
ten eine Gewerkschaftsregierung angestrebt werde; eine Regierung müsse 
immer Regierung für das Volk sein. Vetter hält es jedoch für angemessen, 
daß Rolle und Standort der Gewerkschaften in der Gesellschaft Berück-
sichtigung finden. Er verweist auf einen Artikel in der »Frankfurter Allge-
meinen Zeitung« vom 18.5.19746 und vertritt die Auffassung, daß die starke 
Berücksichtigung von führenden Gewerkschaftsrepräsentanten in der neuen 
Bundesregierung ein natürlicher Vorgang im Rahmen einer sozialdemokra-
tischen Regierung darstellen solle. Auf die besonderen Schwierigkeiten des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes eingehend, verweist Vetter auf Angriffe ge-
gen einzelne Gewerkschaftsführer aber auch gegen den Bund, die im Zu-
sammenhang mit dem Gedanken der Einheitsgewerkschaft insbesondere 
von christlich-demokratischen Arbeitnehmervertretern vorgetragen werden. 
Vetter betont, daß die Gewerkschaften grundsätzlich jeder Bundesregierung, 
die sich aktiv für die Wahrnehmung von Arbeitnehmerinteressen einsetzt, 

6 Gemeint war hier der Artikel von Walter Kannengießer, »Schmidt will die Gewerkschaften 
an sich binden. Wie taktische Überlegungen die Personalpolitik beeinflussen«. In dem Artikel 
wurde die gewerkschaftliche Zugehörigkeit von Minister und Staatssekretären aufgeführt, 
um damit die Abhängigkeit der Kabinettsmitglieder von ihren Gewerkschaften aufzuzeigen. 
Siehe auch: Ein Bonner Gewerkschaftskabinett. Den linke SPD-Flügel hat Schmidt bei der 
Regierungsbildung übergangen, in: SZ, 15.5.1974.
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ihre Hilfe zusagen werden. Dies gelte selbstverständlich auch für eine an 
Arbeitnehmerinteressen orientierte Regierungspolitik der Bundesregierung  
Schmidt-Genscher. Der DGB-Vorsitzende greift ein Wort von Bundesaußen-
minister Genscher auf, der in einer Presseerklärung gesagt haben soll, daß 
er nicht bereit sei, nachdem man die Freiheit erkämpft habe, diese Freiheit 
zugunsten von Gewerkschaften oder Verbänden aufzugeben. Kollege Vetter 
betont, daß für die Gewerkschaften die Lösung der wirtschaftlichen Probleme 
des Jahres 1974 im Vordergrund steht. Er regt an, statt von Sparen von sinn-
vollem Geldausgeben zu reden. Er betont, daß vorrangige Arbeitnehmerinte-
ressen ohne Zweifel die Probleme der beruflichen Bildung sowie der Mitbe-
stimmung der Arbeitnehmer seien. Besonderes Augenmerk müsse man auf 
die »linken Verführer« in der Arbeitnehmerschaft richten, die sich bemüh-
ten, Sonderinteressen durchzusetzen.7 Kollege Vetter ist sich bewußt, daß 
die Mitbestimmung nur sehr schwierig durchzusetzen sei und daß ebenfalls 
eine Aktivierung der Arbeitnehmerschaft zur Durchsetzung dieser Mitbestim-
mungsforderung nur relativ schwer durchzusetzen sei. Dennoch komme die-
ser gesellschaftspolitisch bedeutsamen Frage eine große Aufmerksamkeit zu. 
Kollege Vetter verweist auf das Projekt »Humanisierung der Arbeit«, das ur-
sprünglich vom Bundesarbeitsministerium, vom Ministerium für Technologie 
und Wissenschaft gefördert werden sollte.8 Er bittet darum, bei den bevorste-
henden regierungsamtlichen Projekten eine angemessene gewerkschaftliche 
Beteiligung sicherzustellen. Kollege Vetter spricht sich für eine Verbesserung 
der Kommunikation zwischen Regierung und Gewerkschaften aus und be-
tont, daß hier die Möglichkeit gegeben ist, zu einem Abbau von Schwierig-
keiten, Umwegen, Mißverständnissen etc. zu gelangen. Dies bedeute keine 
Gefährdung der Unabhängigkeit der Regierung. Kollege Vetter erneuert das 
Angebot auf Zusammenarbeit und ist der Meinung, daß man ohne Eitelkeit 
miteinander für eine gemeinsame Sache kämpfen solle. 

In der anschließenden Diskussion betont Kollege Loderer, es sei ein Vor-
teil, daß man sich gut kenne, und begrüßt die frühe Begegnung mit dem 
Bundesvorstand des Deutschen Gewerkschaftsbundes. Er unterstreicht die 
Aussagen in der DGB-Stellungnahme zur Regierungserklärung9, die wesent-
liche Punkte des Regierungsprogramms von Bundeskanzler Schmidt nach-
drücklich unterstützen. Loderer betont, daß man bisher die Erfolge viel zu 
schlecht verkauft habe. Manchmal sei man gezwungen, die Mitgliedschaft 

7 Vetter meinte hier wohl insbes. den Kommunistischen Bund Westdeutschlands (KBW), der 
im gewerkschaftlichen Bereich verstärkte Aktivitäten entwickelte. In der 18. Bundesvor-
standssitzung wurde unter TOP 11d beschlossen, den Katalog der »Unvereinbarkeitsbe-
schlüsse« vom 3.10.1973 (Dok. 88) um den KBW zu erweitern (Dok. 109, Fußnote 21).

8 Der Bundesminister für Forschung und Technologie, Hans Matthöfer (1925–2009), brachte 
1974 das staatliche Aktions- und Forschungsprogramm »Humanisierung des Arbeitslebens« 
(HdA) auf den Weg. Inhaltlich ging es vorrangig um die Verbesserung gesundheitsgefähr-
dender Arbeitsbedingungen. Es ging aber auch um die Anerkennung des Arbeitnehmers als 
rechtlich geachteten Arbeitsbürger. Zum Programm des HdA siehe Abelshauser: Nach dem 
Wirtschaftswunder, hier: S. 288–297. Der HdA-Haushalt steigerte sich von 11,3 Mio. DM 
(1974) während der Amtszeit Matthöfers auf insgesamt 234 Mio. DM (1974–1978). Vgl. ebd., 
S. 289.

9 Vgl. ND, 17.5.1974, Nr. 133.

868

Dokument 106 18. Mai 1974



zu ihrem Glück zu zwingen. Er verweist auf einen Artikel in der »Welt«, 
den Bundeskanzler Schmidt als frei erfunden bezeichnet10, und betont die 
Notwendigkeit der Mitbestimmungsforderung. Schlechte Regelungen müsse 
man unter dem richtigen Namen und nicht unter dem Etikett Mitbestimmung 
verkaufen. Die Gewerkschaften seien bereit, ein aufrichtiger Partner in der 
Sache, mit der man im Grundsatz übereinstimme, zu sein. Man werde jedoch 
dort kritisch sein, wo es darauf ankomme, der Regierung zu helfen. Dies gelte 
insbesondere im Hinblick auf eine mögliche Unterstützung gegenüber dem 
Koalitionspartner FDP. Loderer verweist auf die Aktivitäten des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes in der Frage der Humanisierung der Arbeit, die man 
möglicherweise tarifpolitisch regeln wolle.11 Allzu große Differenzierungen 
gelte es zu vermeiden. 

Kollege Hauenschild, der sich eine freiwillige Redezeitbeschränkung aufer-
legt, begrüßt die vorgelegte Regierungserklärung sowie die in ihr enthaltenen 
Darstellungen der vorgegebenen Sachzwänge. Er spricht sich dafür aus, wirt-
schaftliche Zusammenhänge zu verdeutlichen und Begriffsschwierigkeiten 
der breiten Bevölkerungsschicht zu vermeiden. Bildungshilfen seien erbeten, 
nicht jedoch die heute zahlreich auf dem Markt gehandelten Konfliktstrate-
gien. 

Bundeskanzler Schmidt vertritt die Auffassung, daß die Gewerkschaften die 
Erfolge der Bundesregierung als ihre eigenen Erfolge vertreten sollten. Zitat: 
»Erfolge müßt Ihr als Eure Erfolge vertreten.« 

Kollege Sperner verweist darauf, daß eine nüchterne Beurteilung des poli-
tischen Trends in der Bundesrepublik zu dem Ergebnis führe, daß der erfolgte 
Regierungswechsel grundsätzlich positiv zu beurteilen sei. »Leute wollen den 
starken Mann.« 

Kollege Adolf Schmidt vertritt die Auffassung, daß mit der Regierungser-
klärung ein neuer Anfang/ein neuer Beginn gesetzt werde, weil diesmal der 
Schwerpunkt auf die inneren Reformen gelegt werde. Er bringt seine Hoff-
nung auf ein besseres Verhältnis zwischen Gewerkschaften und Regierung 
zum Ausdruck und ist der Meinung, daß ein gewisser Zwang zur Zusam-
menarbeit bestehe. Er spricht sich für eine stärkere politische Abstimmung 
von Erklärungen und politischen Stellungnahmen aus, die verstärkt über den 
Vorstandstisch der Gewerkschaften laufen sollten. 

10 Möglicherweise bezog sich Schmidt auf den Artikel von W. Hertz-Eicherode: Ein Labour- 
Kanzler in Bonn. Schmidt braucht politische Zustimmung über die Gewerkschaften hinaus, 
in: Die Welt, 18.5.1974. Auch in diesem Artikel wurde indirekt vor dem »Gewerkschafts-
staat« gewarnt.

11 Loderer bezog sich zum einen auf die Ergebnisse der DGB-Konferenz »Humanisierung 
der Arbeit« am 17.5.1974 in München (vgl. hierzu 14. BV-Sitzung vom 5.3.1974, TOP 12b, 
Dok. 102, Fußnote 19) sowie zum anderen auf den von der IG Metall abgeschlossenen 
Lohnrahmentarifvertrag im November 1973 in Nordwürttemberg-Nordbaden, in dem hu-
manitäre Arbeitsbedingungen durchgesetzt wurden. Zu den einzelnen Bestimmungen des 
Lohnrahmentarifvertrages siehe Reimar Birkwald: Bestimmungen des Lohnrahmentarifver-
trages II der Metallindustrie von Nordwürttemberg-Nordbaden vom 1.11.1973, in: Günter 
Keil  /  August Oster: Humanisierung des Arbeitslebens. Eine Dokumentation, Bad Honnef 
1976, S. 281–285.
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Kollege Stadelmaier schließt sich der Auffassung an, daß es der früheren Bun-
desregierung nicht gelungen sei, eine angemessene Leistungsdarstellung vor-
zunehmen. Er spricht sich dafür aus, in der politischen Diskussion Begriffe 
aus dem Sportleben zu verwenden. Zur Steuerpolitik vertritt er die Meinung, 
daß zum gegenwärtigen Zeitpunkt keine Anhebung der Mehrwertsteuer er-
folgen dürfe. 

Kollege Vetter begrüßt den um 12.30 Uhr erscheinenden Bundesaußenmi-
nister Genscher und betont, daß seine Teilnahme an der Aussprache für 
den Deutschen Gewerkschaftsbund keineswegs selbstverständlich sei. Er 
verweist auf den mühsamen Abbau von Schranken zur FDP und macht auf 
die Schwierigkeiten aufmerksam, die heute gegen die Gewerkschaften durch 
starke Angriffe in der Öffentlichkeit vorgetragen werden, insbesondere durch 
die Verwendung bestimmter politischer Terminologien. So verweist Kollege 
Vetter auf eine Aussage der FDP, wonach die Freiheit an die Gewerkschaften 
abgegeben werden solle.12 Es sei sicherlich notwendig, die Fronten klar zu 
ziehen und ggf. Mißverständnisse aufzudecken. Er äußert die Bitte, daß der 
Bundesaußenminister zu einem späteren Zeitpunkt eine aufklärende Ant-
wort geben möge. 

Kollege Muhr unterstreicht die Auffassung, daß die Informationspolitik der 
Bundesregierung nicht immer gut konzipiert gewesen sei. Eine mangelhafte, 
auch zeitliche Vorwegabstimmung verhindere positive Wertungen in der Ge-
werkschaftspresse. Die Begleitmusik sei deswegen manchmal zu spät erfolgt. 

Eine Aufforderung zur ständigen Konsultation spricht Kollege Buschmann 
aus, der die Meinung vertritt, daß zum gegenwärtigen Zeitpunkt wirtschafts-
politische Maßnahmen eingeleitet werden müssen. Er stellt die Frage nach 
einer möglichen Novellierung des Tarifvertragsgesetzes in Anbetracht der 
ökonomischen Situation, die die Gewerkschaften zunehmend in Zugzwang 
setze. Kollege Buschmann vertritt die Auffassung, daß dringend Freiheitsräu-
me für die Entfaltung der Gewerkschaften notwendig seien, insbesondere in 
einer Zeit, wo der Gürtel enger geschnallt werden müsse. 

Kollege Heiß begrüßt die Aussage der neuen Bundesregierung, daß sie nicht 
daran denke, einen Lohn- und Preisstopp oder Arten der Indexklauseln ein-
zuführen. 

Kollege Vetter verweist auf die Diskussion in der Konzertierten Aktion. 

Kollege Neemann greift den Gedanken auf und geht kurz auf die in der Kon-
zertierten Aktion erstellten Orientierungsdaten ein, die, obwohl angeblich 
vertraulich, meist schon vor der Sitzung in der Presse zu lesen seien. 

Kollegin Weber dankt für die Herausstellung der beruflichen Bildung in der 
neuen Regierungserklärung, in der Regierungskonzeption der Bundesregie-
rung und äußert starke Kritik an der früher praktizierten Hochschulpolitik. 

12 In einem Interview mit dem »Bonner Generalanzeiger« richtete Genscher eine scharfe War-
nung an die Adresse der Gewerkschaften und Verbände, die mit ihrer Politik dafür sorgen 
würden, dass die Freiheit ersticke. Vgl. Genscher warnt Gewerkschaften und Verbände, in: 
FAZ, 15.5.1974.
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Kollegin Weber setzt sich für eine stärkere Beteiligung der gesellschaftlichen 
Gruppen in den Hochschulgremien ein und vertritt die Auffassung, daß man 
die bisherige Spielwiese von einer interessierten Gruppe beseitigen müsse. 
Die praktizierte Baupolitik sei auf Dauer nicht tragbar. 

– Zwischenruf von Bundesminister Genscher: Sehr richtig. – 

Kollege Vetter betont noch einmal die besondere Genugtuung darüber, daß 
der Bundesaußenminister an der heutigen Aussprache teilnimmt und daß 
der DGB an einer Weiterführung der bisherigen Zusammenarbeit mit dem 
Auswärtigen Amt interessiert sei. Kollege Vetter sagt eine Unterstützung der 
Außenpolitik zu, soweit sie eine kontinuierliche Fortführung der bisher ein-
geschlagenen Linie beinhalte. 

Bundesaußenminister Genscher, der sich als Vertreter des Koalitionspartners 
versteht und als solcher in dieser Eigenschaft an der heutigen Aussprache 
teilnimmt, spürt beim Bundesvorstand eine positive Grundeinstellung ge-
genüber der neuen Regierung Schmidt-Genscher. Er betont, daß die Regie-
rungserklärung voll inhaltlich von der FDP mitgetragen wird. Es sei der FDP 
keineswegs leicht gefallen, sich auf die gegenwärtige Mitbestimmungshaltung 
hinzubewegen. Er distanziert sich von gewissen Vorhaltungen, in denen ge-
standen hat, daß der DGB nicht unser Koalitionspartner sei.13 Er erläutert 
die Problemsituation, in der ähnliche Aussagen entstanden sind. Er habe ein 
prinzipielles Mißtrauen gegenüber von Organisationsmacht, was man nicht 
einseitig verstehen dürfe, denn hier seien auch Arbeitgeberverbände ange-
sprochen, geäußert. Genscher vertritt die Auffassung, daß die Leistungsbilanz 
der früheren Bundesregierung positiv sei. Man habe die Ergebnisse jedoch 
schlecht verkauft. Zitat: »Niemand versucht die Konfrontation mit den Ge-
werkschaften. Meine Teilnahme an dieser Sitzung ist ein Zeichen für unser 
positives Interesse.« 

Kanzler Schmidt unterstreicht, daß die Tatsache der schnellen Begegnung 
mit dem DGB-Bundesvorstand einen Hinweis auf die positive Grundeinstel-
lung der Regierung gegenüber den Gewerkschaften gebe, und erneuert seinen 
Vorschlag, die Ergebnisse der Regierungspolitik als Ergebnisse gewerkschaft-
licher Einflußnahmen zu verkaufen. Der zahlenmäßig größere Koalitions-
partner müsse sich häuten und auch für Kritik offen sein. Darstellungen der 
Heidi Wi[e]czorek und anderer Jungsozialisten finde er zum Brechen.14 Mit 

13 Bezogen auf den Regierungsentwurf zur Mitbestimmung führte Genscher auf dem Bremer 
Landesparteitag der FDP aus, dass dieser Entwurf, trotz der Kritik des DGB, vonseiten der 
FDP nicht geändert werde, da der DGB nicht der dritte Koalitionspartner sei. Vgl. FAZ, 
22.4.1974.

14 Die damalige Bundesvorsitzende der Jungsozialisten, Heidemarie Wieczorek-Zeul, hatte 
in einem Interview mit der Hamburger Zeitschrift »Das da« dem Bundeskanzler [Willy 
Brandt] vorgeworfen, er würde die Inflation über die Einschränkung der öffentlichen Aus-
gaben beschränken, bei den Reformvorhaben drastisch sparen und die SPD-Steuer-Partei-
tagsbeschlüsse [siehe Parteitag in Hannover vom 10.–14.4.1973], die Steuerlastquote durch 
eine schärfere Besteuerung der höheren Einkommen und großen Vermögen anzuheben, 
nicht umsetzen. Vgl. Die SPD macht alles falsch, in: Das da, 1974, Nr. 4, S. 56 f. Zur Kritik 
an Wieczorek-Zeul und den Forderungen zur Vergesellschaftung zahlreicher Schüsselindus-
trien auf dem Juso-Bundeskongress vom 25.–27.1.1974 in München und den entsprechenden 
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der einseitigen Kritik der jungen Linke müsse Schluß sein. Vieles sei un-
ter gewerkschaftlicher Einflußnahme geschehen. Dies müsse auch entspre-
chend dargestellt werden. Kanzler Schmidt unterstreicht die Notwendigkeit 
frühzeitiger Kontaktaufnahme und betont, daß man das Telefon von beiden 
Seiten aufnehmen könne. Er setzt sich für eine Veränderung der Öffentlich-
keitswirkung der Konzertierten Aktion ein. Insbesondere müsse der Len-
kungsausschuß stärker als bisher Berücksichtigung finden und keineswegs 
vorzeitige Stellungnahmen abgeben. Die Bildungspolitik ist nach Auffassung 
des Kanzlers von großer Bedeutung. Hier seien klare gewerkschaftliche Re-
formvorstellungen notwendig und erwünscht. Er betont, daß nach seiner Auf-
fassung Bildungspolitik nicht nur Angelegenheit einer einzelnen zuständigen 
Gewerkschaft, hier der GEW, sein könne. Bildungspolitik sei umfassend und 
beschränke sich nicht auf eine Reform der Besoldungspolitik. Stellung und 
Rolle des öffentlichen Dienstes betrachtet der Kanzler als ein gesamtgesell-
schaftliches Problem, das auf dem Wege sei, ein verfassungsrechtliches Pro-
blem zu werden. Er spricht sich dafür aus, etwa zum Zeitpunkt Herbst eine 
Abklärung der notwendigen Schritte vorzunehmen. Er ist sich darüber klar, 
daß hier erhebliche Schwierigkeiten im gewerkschaftlichen Raum auftauchen 
können. Er dankt noch einmal für die Aussprache und bringt seine Hoffnung 
auf gute Zusammenarbeit zum Ausdruck. 

Kollege Vetter dankt im Namen des Bundesvorstandes für die Einladung und 
betont, daß diese Begegnung unter dem Zeichen »Symbolkraft und Realis-
mus« gestanden habe. Er sagt eine weitgehende Unterstützung der Regie-
rungspolitik durch die Gewerkschaften zu.15

Dauer der Aussprache: 11.15 bis 13.40

 Anträgen zu den Landeskonferenzen Nordrhein-Westfalen und Bayern der Jungsozialisten 
im April 1974, siehe AdsD, SPD-PV, Bundesgeschäftsführer Holger Börner 2/PVCO000004 
und 2/PVCO000085. Zu den Beschlüssen des Bundeskongresses der Jungsozialisten sie-
he Christoph Butterwegge/Karl Drewes: Die Jungsozialisten nach 74, München/Hamburg 
1974 sowie die Kritik an den Beschlüssen u. a. von Holger Börner in: SPD-Pressedienst, 
P/XXIX/19 vom 28.1.1974.

15 Nach dem Gespräch gaben Armin Grünewald und Heinz O. Vetter Presseerklärungen zu den 
inhaltlichen Diskussionspunkten ab. Vgl. Ingeborg Jahn: DGB an der Spitze der Empfangs-
liste. Bundeskanzler Schmidt sprach mit Gewerkschaftsvertretern  /  Vetter: Keine Differenzen, 
in: FR, 20.5.1974.
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